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Sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrter Herr Dr. Wille,  

 

ein früherer Thüringer Umweltminister hat die Umweltverbände einmal als „selbsternannte 

Naturschützer“ bezeichnet. Mich hat das seinerzeit, ich war Vorsitzender des BUND, gewurmt 

und ich fühlte uns beleidigt. Vermutlich war er genervt (wir sind damals massiv zu Felde 

gezogen gegen die flächenfressende Landschaftszerstörung) und er wollte uns beiseite sortieren. 

Später ist mir aufgegangen, dass er recht hat. Wir treffen in Vereinen und Verbänden, in 

Bürgerinitiativen Menschen, die berührt, betroffen sind von einer bestimmten Situation, die sich 

bewusst entscheiden und sich sagen: Es muss sich etwas ändern, denn wenn es so bleibt, wie es 

ist, bleibt es nicht, wie es ist. Natürlich ist das für einen Umweltminister schwer zu fassen, weil 

Bürgerinitiativen nicht legitimiert scheinen. Das sollte dieses „selbsternannt“ ja ausdrücken. Der 

Umweltminister ist berufen und vereidigt; er wurde ernannt. Die Landwirte, für die in Thüringen 

ja derselbe Minister zuständig ist, sind legitimiert durch das Land, das sie bewirtschaften. – Wem 

gehört das Land? Dem es gehört, der davon lebt. So einfach ist das. Und dann kommen die 

Selbsternannten, die Dahergelaufenen, und spucken in die Suppe.  

 

Die Positionen und Auftritte, die öffentlichen Äußerungen, erscheinen der Politik, die einer 

Programmatik folgt, und der beauftragten Verwaltung oder auch den Nutzern oft überzogen, 

unberechenbar, und zur Unzeit vorgetragen. Es ist doch längst alles ausgemacht, alles in 

trockenen Tüchern und jetzt kommen die und machen uns nass.  

 

Das korrespondiert mit einem neu erwachten Bürgerbewusstsein. Die Soziologie spricht vom 

„schwierigen Bürger“ – so wie man Kinder, die nicht gleich aufs Wort hören, wie man das vom 

eigenen Hund gewohnt ist, als „schwierige Kinder“ bezeichnet.  

 

Dieser Bürger bewertet Politik und Verwaltung nach ihren Leistungen, und zwar in dem 

Bewusstsein, dass sie auf seiner Gehaltsliste stehen, bezahlt werden von Steuergeld. Er will 

gefragt werden, sich aber auch ungefragt einmischen. Er wünscht vollständige Transparenz und 
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reagiert übersensibel auf den sauren Geruch der Vetternwirtschaft. Dieser Bürger will nicht über 

alles entscheiden, aber kann schon auf die Idee kommen, scheinbar plötzlich dann doch an 

Entscheidungsprozessen, beispielsweise für oder gegen den Bau eines Bahnhofs, beteiligt zu 

werden. Das ist ein Bürger, der kann das Sandmännchen von der Tagesschau unterscheiden, der 

reibt sich schnell die Augen, wenn er das Gefühl hat, es wird Sand gestreut. Und den nimmt er 

dann und gibt ihn zurück ins Getriebe des politischen Geschäfts. Dieser neue Bürger sucht 

Verbündete und findet sie in zivilgesellschaftlichen Organisationen.  

 

Die Naturschutzverbände, mit denen Sie vermutlich hauptsächlich zu tun bekommen, 

sind gegenüber vielen Akteuren der Bürgergesellschaft privilegiert. Sie können nach dem 

Umweltrechtsbehelfsgesetz anerkannt werden – und auch die, die als „selbsternannt“ 

deklassiert werden sollten, waren per Urkunde längst anerkannt und ihnen so Zugang 

verschafft, sich bei Planungsverfahren beteiligen, ja sogar die Planungen gerichtlich 

überprüfen lassen zu können. Das ist ein formaler Wert, immerhin. Aber wer jemals über 

Jahre Wochenende für Wochenende an Stellungnahmen sitzt und sich die Finger wund 

tippt, damit der Natur die eine oder andere Wunde erspart bleibt, dann aber erlebt, dass 

diese fachliche Stellungnahmen formal zur Kenntnis, aber nicht ernsthaft in die 

Abwägung aufgenommen, schon gar nicht die Bedarfsfrage gestellt wird, die ja längst 

entschieden ist – für den relativiert sich dieses Privileg schnell.  

 

Kehren wir zurück zur Frage der Legitimation der „Selbsternannten“. Das 

Bundesverfassungsgericht hat in seiner Rechtssprechung zu den EU-Rettungsschirmen die 

Teilhaberechte der Bürgerinnen und Bürger von der Menschenwürde abgeleitet: „Die Würde des 

Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen 

Gewalt“, so hebt unser Grundgesetz im Artikel 1 an. Unsere Menschenwürde verlangt danach, 

selbstbestimmt zu leben. Wir haben also das Recht, jede und jeder, teilzuhaben am Staat. Das 

meint nicht das Anrecht, vom allgemeinen Kuchen etwas abzubekommen, sondern meint, 

mitzubestimmen, wie dieser Kuchen gebacken sein soll. „Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. 

Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der 

Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.“ Wir finden dies im 

Artikel 20 Grundgesetz. Es gibt nur zwei Artikel, die unabänderlich und mit einer 

Ewigkeitsgarantie versehen sind, eben diese Artikel 1 und 20.  

 

Wem gehört das Land? Wem ist der Staat? Sind wir das Volk, sind wir auch der Staat. Das wäre 

vor ’89 niemals über meine Lippen gekommen. Aber solange gilt, dass alle Staatsgewalt vom 

Volke ausgeht, halte ich überhaupt nichts (mehr) davon, hier die Bürger und dort den Staat zu 

sehen, getrennt durch die Hand, die der Staat aufhält und dem Widerstreben der Bürger, dem 

Staate zu geben, was des Staates ist. (In einer Diktatur ist diese Sicht notwendig: Indem ich mich 

in einer ganz persönlichen Entscheidung vom Staat trenne, kann ich die Idee des Bürgerseins, die 

Idee der Demokratie bewahren.) In einer Demokratie trägt es wenig aus, sich bei den hohlen 

Parolen von mehr oder weniger Staat aufzuhalten.  
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Entscheidend ist nicht, wie viel Staat wir uns zumuten, sondern wie viel Freiheit wir uns geben. 

Ich meine nicht grenzenlose Wahlmöglichkeiten, nicht Konsum- oder Reisefreiheit. Darin 

erschöpft sich Freiheit nicht. Diesem weichgespülten Freiheitsbegriff sind wir nach der Wende 

aufgesessen, als es nicht mehr um das tägliche Brot der Demokratie, nicht mehr um die Wurscht, 

sondern nach der Grenzöffnung um die Bananen ging. Nein, Freiheit, die ich meine, mündet in 

Verantwortung: Frei sind wir nur in dem Maße, in dem wir die Bedingungen, unter die uns die 

Gesellschaft von der Geburt bis zum Tode stellt, selbst beeinflussen können. Das steckt in dem 

Gleichheitsgebot der Menschenwürde. Wie frei also sind wir? Wie frei lassen wir die 

Zivilgesellschaft? Wenn sich die zivilgesellschaftlichen Organisationen einbringen sollen, wie 

weit können sie es auch?  

 

Homo est naturaliter politicus, id est socialis. Der Mensch ist von Natur politisch, das heißt 

gesellschaftlich, so hat es Thomas von Aquin im 13. Jahrhundert auf den Punkt gebracht, 

vorgedacht von Aristoteles noch vor Christi Geburt. Zivilgesellschaft meint, eine Bevölkerung 

nicht als Masse zu verstehen, sondern anzusehen als einzelne Menschen mit der Fähigkeit zur 

Bürgerin und zum Bürger, also verantwortungsbereit, fähig, bürgen zu können für das 

Gemeinwohl. Das meint „socialis“. Das darf niemandem, der es beansprucht, abgesprochen 

werden. Vielmehr ist jeder Mensch zu betrachten als einer, der sich interessiert, einmischen soll, 

zu beteiligen ist – und der jenseits seiner persönlichen Interessen sich um das Gemeinsame sorgt. 

Und selbst wenn wir dauernd andere Erfahrungen machen, Menschen als desinteressiert 

gegenüber der Gemeinschaft, als egoistisch, ja sogar als destruktiv und neurotisch erleben ... 

dann haben wir es mit Pestalozzi zu halten, der uns aufgefordert hat, die Menschen so zu 

behandeln, wie sein sollten, nicht wie sie sind.  

 

Das müssen wir in uns abklären; von hier aus entwickelt sich dann eine Kultur des Ringens um 

die beste Lösung, die beste Lösung im Sinne des Gemeinwohls.  

 

Europa ist auf drei Hügeln gebaut, hat Theodor Heuss einmal ausgeführt: Der Akropolis, 

dem Kapitol und Golgatha. Die Akropolis in Athen steht für die Demokratie, das Kapitol 

in Rom für die Rechtsstaatlichkeit und Golgatha, der Berg, auf dem Jesus ans Kreuz 

genagelt wurde, für das christliche Menschenbild. Die revolutionäre Botschaft, die der 

Tischler aus Nazareth auf den Tisch der Weltfamilie gelegt hat, lässt sich ganz einfach 

sagen: Vor Gott sind alle Menschen gleich. Jeder Mensch hat seine Würde, unabhängig 

vom Verdienst, von Ansehen und Aussehen, von Glauben und Parteizugehörigkeit, ob 

Mann oder Frau, Homo oder Hetero. Dieser Anspruch kann nicht an Ländergrenzen oder 

Staatszugehörigkeit halt machen. Im Fernen auch den Nächsten zu sehen, das ist die 

eigentliche Aufgabe der Globalisierung, nicht die brutale Ignoranz, mit der wir uns T-

Shirts überziehen, die Mädchen in Bangladesh für 1,25 Euro am Tag nähen.  

 

Ich hole so weit aus, weil sich m. E. am Menschenbild die Zivilgesellschaft entscheidet.  
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Wem gehört das Land? Was für eine herrlich zweideutige Frage! Na wem wohl, den 

Bürgerinnen und Bürgern! Und wer hier ein Vorrecht der Landwirtschaft heraushört, dem will 

ich ein noch einmal mit dem Grundgesetz kommen. Kürzer, klarer, geht es nicht. Der Artikel 14 

sagt: „Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit 

dienen.“ Was aber ist das Wohl der Allgemeinheit? Das, was auf demokratischem Wege 

beschlossen wurde. Theoretisch. Praktisch erleben wir eine parlamentarische Demokratie, deren 

Idee von den Parteien selbst mitunter untergraben wird. Im Ringen zwischen Regierung und 

Opposition ist die beste Lösung zu finden, die Lösung, die dem Gemeinwohl dient.  

 

Merkwürdig nur, dass Vorschläge der Opposition nur deshalb nicht zustimmungsfähig sind, weil 

eine regierungstragende Fraktion dem politischen Gegner freiwillig auch nicht eine Handbreit 

gönnt, die tatsächlich Gesetz werden könnte. Heiner Geißler nennt das den Krebsschaden der 

parlamentarischen Demokratie.  

 

Die Bedeutung der Parteien für unsere Demokratie ist unbestritten. Zu den Parteien gehört – wie 

der Wind zum geblähten Segel – der Wille, an die Macht zu kommen oder an der Macht zu 

bleiben. Der Wille zur Macht ist es, der sie antreibt. Das zwingt sie, sich zu positionieren, sich zu 

profilieren, sich erkennbar abzugrenzen gegenüber dem politischen Gegner und eben so auch 

erkennbar und wählbar zu bleiben. Aber dies geht mitunter auch auf Kosten einer 

sachorientierten Politik. 

 

Macht ist das Privileg, nicht mehr lernen zu müssen. Herauszufinden, was im Sinne des 

Gemeinwohls ist, lässt sich nur zivilgesellschaftlich beantworten. Im Dialog.  

 

Es ist viel zu einfach und läuft auf eine Konfrontation widerstreitender 

Gemeinwohlinteressen hinaus, die Konflikte um den Flächenfraß so aufzulösen, dass – 

wie ja von Bauernverbänden gefordert – keine Flächen mehr für Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen hergegeben werden sollen. Wenn sich der Thüringer Minister für 

Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz, der, was ja löblich scheint, auch die 

Umweltverbände zu einem „Aktionsbündnis Fläche“ einlädt, dann aber das Bündnis für 

eine Änderung der Eingriffsregelung ins Feld führen will, dann ist das ein politisches 

Versagen. Der Minister hätte den Widerstreit der Positionen zu moderieren, und zwar 

zunächst ergebnisoffen. Zu einer solchen Moderation gehört auch, die Zwänge verstehbar 

werden zu lassen, die hinter Positionen stehen. Die Naturschützer müssen verstehen, 

unter welchem ökonomischen Druck die Landwirtschaft heute steht und gegen welche 

Entwertung sie anzukämpfen hat, wenn der Anteil dessen, was für Ernährung ausgeben 

wird, in den vergangenen 50 Jahren von 50 % des Einkommens auf jämmerliche 15 % 

geschrumpft ist. Und die Landwirte dürfen verstehen, dass Naturschützer nicht ihre 

natürlichen Feinde sind, im Gegenteil.  
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Was sollen zivilgesellschaftliche Organisationen? Sie sollen sich einbringen in die politische 

Willensbildung und den Parteien nicht dieses Feld der überlassen. Die Parteien wirken bei der 

politischen Willensbildung mit, nicht weniger, aber auch nicht mehr. 

 

Ja, wir haben viele Möglichkeiten, uns einzubringen. Zunächst können wir frei und geheim 

wählen. Nehmen wir diesen Saal als Beispiel: An einem Wahltag wählen wir Menschen aus 

unserer Mitte, aus dem Zuschauerraum, nach vorn auf die Bühne. Wir bleiben im 

Zuschauerraum sitzen und beobachten das Spiel der politischen Akteure. Wir können 

applaudieren, appellieren, protestieren, demonstrieren. Aber es bleibt im Belieben der 

Entscheider, das ernst zu nehmen. Wir können uns Gehör verschaffen, haben aber kein Recht, 

gehört zu werden. So tut sich eine Kluft auf zwischen Regierten und Regierenden. Der 

Vertrauensverlust in die politischen Institutionen ist erschreckend. Die Menschen haben das 

Gefühl, dass die Kandidaten vor einer Wahl ihre Nähe suchen und nach der Wahl das Weite. 

Wenn wir das Volk, wir der Souverän sind, dann muss sich das auch daran zeigen, dass wir die 

Macht, die wir in Wahlen delegieren, punktuell, in Sachfragen, zurückholen können. Das geht 

nur mit der direkten Demokratie. Mit der friedlichen Revolution des Herbstes ’89 ist der 

entscheidende Impuls für ihren Ausbau in Deutschland verbunden. Heute, und das war eben in 

den alten Bundesländern lange nicht so, haben wir in ausnahmslos allen Bundesländern die 

Möglichkeit von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden auf kommunaler Ebene und von 

Volksbegehren und Volksentscheiden auf Landesebene. Nicht jedoch auf Bundesebene. Wie 

heißt es doch im Artikel 20,2 des Grundgesetzes: Die Staatsgewalt wird vom Volke in Wahlen 

und Abstimmungen ausgeübt. Aber wir sind das einzige Land in der Europäischen Union, das 

noch nie einen Volksentscheid erlebt hat.  

 

Das Instrumentarium der Zivilgesellschaft lässt sich mit einem gemauerten Gewölbe 

vergleichen: Die einzelnen Steine sind die Beteiligungsinstrumente, vom Petitionsrecht bis zu 

institutionalisierten Dialogen, den Schlussstein aber bildet die direkte Demokratie. Erst wenn wir 

– im Notfall –beanspruchen können, selbst zu entscheiden, werden sich alle anderen 

Beteilungsformen entfalten. Sie werden dann nicht nur Spielwiesen der Bürgerbeteiligung sein, 

die Stellungnahmen von Vereinen und einzelnen Bürgerinnen und Bürgern werden nicht einfach 

ad acta gelegt werden können, sondern werden dann erst richtig ernst genommen. Dieser 

Gedanke wandert gerade in die Definition von Nachhaltigkeit – dessen 300-jähriges Jubiläum 

wir gefeiert haben – ein. Es zählt nicht nur, ob der ökologische Fußabdruck sich verringert und 

die Lebensqualität steigt, sondern auch, ob alle an Entscheidungsprozessen beteiligt sein können.  

 

Mit einer fair geregelten direkten Demokratie kann die Zivilgesellschaft weiter aufblühen. Dazu 

muss sie nicht einmal genutzt werden. Das Entscheidende an den Volksentscheiden ist nicht das 

Entscheidsergebnis, nicht, wer sich durchsetzt. Wie auch unser Wahlrecht nicht danach zu 

beurteilen ist, welche Partei das Rennen macht. Die größte Wirkung hat die direkte Demokratie 

als Damoklesschwert über der politischen Bühne. Sie hat eine prophylaktische Funktion. 

Planungen werden perspektivisch besser, Projekte nachhaltiger angelegt, volkswirtschaftlicher 

genauer gerechnet, transparenter dargestellt, wenn politische Entscheidungen vom Volk 
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zurückgeholt oder Gesetze direkt beschlossen werden können. Je mehr Möglichkeiten, desto 

größer die Wirkung. Das geht nicht gegen die repräsentative Demokratie, das entzieht ihr nicht 

die gestalterische Kraft, sondern die direkte Demokratie veredelt sie erst, macht die 

repräsentative Demokratie repräsentativer – und Entscheidungen im Interesse des Gemeinwohls 

wahrscheinlicher.  

 

Was können zivilgesellschaftliche Organisationen?  

Sie erweitern den Horizont politischer Willensbildung, indem sie Aspekte einbringen, die von 

den Scheuklappen einer Politik, die sich immer wieder darin verfängt, in Legislaturperioden zu 

denken, ausgeblendet werden. Sie helfen über parteipolitische Gräben hinweg und können 

Ideologien ausnüchtern. 

 

Zwei Beispiele: Die Rede Kohls von den blühenden Landschaften im Osten hat besoffen 

gemacht und wie im Taumel Verkehrsprojekte ohne Ende aus dem Boden schießen 

lassen. Der BUND hat gekämpft um Alternativen; zur Planung der Thüringer Wald-

Autobahn hat er für viel Geld in einer Studie eine kleinere Lösung untersuchen lassen: 

halbe Kosten, halber Landschaftsverbrauch, mehr Entwicklungspotentiale für die Region. 

Beiseite gewischt. Heuer hat die Fachhochschule Erfurt nachgewiesen, dass alle 

Verkehrsprojekte Dt. Einheit, die in Thüringen realisiert worden sind, hinter den 

einstigen Verkehrsprognosen zurückbleiben und mitnichten die wirtschaftliche 

Entwicklung einfahren, die versprochen war.  

 

Die Talsperre Leibis, hinter der das Lichtetal geflutet wurde, eines der größten 

Bauprojekte in Thüringen, wurde begründet mit dem Wasserbedarf. Ach ja, und weil, wie 

es der frühere SPD-Chef vor 15 Jahren einmal gesagt hat, eine Abkehr von dem Projekt 

Gesichtsverlust bedeutet hätte. Gebaut wider besseres Wissen und Gewissen. Es ist fast 

tragisch, dass der BUND recht behalten hat mit seinen Berechnungen, das Ding sei im 

wahrsten Sinne des Wortes über-flüssig. Zwei Talsperren in Thüringen sind bzw. eine 

wird noch aus der Nutzung genommen. Das angestaute Wasser, das wissen wir heute, 

wird also gar nicht gebraucht.  

 

Daraus ist zu lernen.  

 

Mindestens ist Respekt einzufordern gegenüber dem, was zivilgesellschaftliche Organisationen 

vorschlagen. Respektlos, dumm und verantwortungslos ist es, wenn eine Organisation um 10 

Uhr mit einer Pressekonferenz ein alternatives Konzept vorstellt, und schon um 11 Uhr 

reflexartig die ersten Pressemitteilungen von Fraktionen und Ministerien kommen, dies sei alles 

Quatsch – ohne die Sachen überhaupt gelesen zu haben. In einer demokratisch gestimmten 

Zivilisation ist es üblich, sich an einen Tisch zu setzen.  
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Was können zivilgesellschaftliche Organisationen? Sie vermögen, Themen zu setzen und sind 

hier vermutlich maßgeblich. Themen durchlaufen im politischen Raum ebenso Karrieren wie 

Personen. Es dauert zehn bis zwölf Jahre bis eine Idee, ein neues Konzept, ein politischer 

Anspruch aus der Nische einer Initiative es bis auf die politischen Tagesordnungen schafft. –  

 

Mein letztes Beispiel – mit dem ich positiv enden möchte – soll zeigen, dass mit langem 

Atem und im Zusammengehen von zivilgesellschaftlichen Organisationen, Verwaltung 

und Politik Land zu gewinnen ist. Vor 16 Jahren hat der BUND im nahen Nationalpark 

Hainich, den Sie morgen mit Ihrer Exkursion A streifen werden, Wildkatzen gefangen, 

besendert und erforscht. Es gab eine schwache Population, der wir wenig Chancen 

eingeräumt haben, wenn sie sich nicht ausbreiten kann. Die Idee war, einen 

Brückenschlag hinüber zum Thüringer Wald zu unternehmen. Heute gibt es ein 

verabredetes Rettungsnetz für die Wildkatze, die hier als Leitart nur vorausläuft – andere 

Arten mit ihren Nachkommen werden nachkommen; heute pflanzen Landwirte, 

Forstleute, Naturschützer, Kommunen, Schulen an diesem Rettungsnetz. Die Wildkatze 

ist das Wappentier des Nationalparks. Von hier aus hat sich das Projekt ausgeweitet zu 

einem deutschlandweiten Biotopverbund und es sind Mittel im Bundeshaushalt 

eingestellt. Im Juni reisen Vertreter des BUND Thüringen zu einem Kongress in die 

USA, um das Konzept zu exportieren.  

 

Na also, es geht doch!  

Vielen Dank.  
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